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Neues aus Gesetzgebung 
und Finanzverwaltung 
Evaluierung der EU-Dual-Use-Verordnung 

Die EU-Kommission hat den in Art. 26 Abs. 4 der Verordnung 
(EU) 2021/821 (EU-Dual-Use-VO) vorgesehenen Prozess zur 
Evaluierung gestartet. Dieser Prozess umfasst gezielte 
Umfragen an verschiedene Stakeholder, eine öffentliche 
Konsultation und zu einem späteren Zeitpunkt vertiefte 
Interviews mit betroffenen Unternehmen. 

Zum Hintergrund 

Die EU-Richtlinie (EU) 2021/821 regelt die Kontrolle der Ausfuhr, Vermittlung, 

technische Unterstützung, Durchfuhr und Verbringung von Gütern mit doppeltem 

Verwendungszweck. Diese Güter können sowohl für militärische als auch für zivile 

Zwecke genutzt werden, was sie unter besondere Export- und Kontrollvorschriften 

stellt. 

Die Evaluation 

Die Teilnahme an diesen Befragungen ist besonders hierzulande relevant, da 

Deutschland ein großer Wirtschaftsstandort innerhalb der EU ist. Die Ergebnisse 

der Evaluierung sollen ein möglichst aussagekräftiges Bild der praktischen 

Auswirkungen der Regeln zur Ausfuhrkontrolle liefern.  

Die gezielten Stakeholder-Umfragen für Industrie, Verbände und Kammern sowie 

Forschungseinrichtungen und Universitäten sind seit vergangener Woche 
freigeschaltet und können hier abgerufen werden (in Englisch). Die Beantwortung 

dieser Umfragen ist bis Anfang September 2026 möglich. 

Auch die öffentliche Konsultation hat nun begonnen, die Details können ebenfalls 

auf der Webseite der Kommission heruntergeladen werden. sich und 
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Fundstelle 
Bundesamt für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle, 

Pressemitteilung vom 24. 

Juli 2026. 

https://policy.trade.ec.europa.eu/consultations/targeted-consultation-overall-evaluation-dual-use-regulation_en
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kann hier abgerufen werden (in Englisch). Diese allgemeinere Konsultation 

kann bis Mitte Oktober 2026 beantwortet werden. 

  

https://policy.trade.ec.europa.eu/consultations/open-public-consultation-and-call-evidence-overall-evaluation-regulation-eu-2021821_en
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 30. Juli 2026 

Kein Verbrauch der Erstausbildung durch 
Ausbildung zum Rettungssanitäter 

Der Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 2 

des Einkommensteuergesetzes (EStG) setzt einen Abschluss nach einer grund-

sätzlich mindestens einjährigen Ausbildungsdauer voraus. 

Die Absolvierung einer 520 Stunden umfassenden Ausbildung zum Rettungssanitä-

ter mit abschließender Prüfung führt noch nicht zum Abschluss einer erstmaligen 

Berufsausbildung gemäß § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG. 

Die Legaldefinition in § 9 Abs. 6 Satz 2 EStG für eine "Berufsausbildung als 

Erstausbildung" bezieht sich auf § 9 Abs. 6 Satz 1 EStG. Sie ist für die Auslegung 

des in § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG verwendeten Begriffs der "erstmaligen Berufsausbil-

dung" weder unmittelbar noch analog anwendbar. 

Vorsteuerabzug aus Beratungskosten zur 
Geltendmachung von Schadensersatz 

Ein Unternehmer, der eine Leistung bezieht, um eine Forderung, die ihren Entste-

hungsgrund in einer --gegebenenfalls auch nur beabsichtigten, jedoch nicht ausge-

übten-- unternehmerischen Tätigkeit hat, durchzusetzen, ist aus dieser Leistung 

zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

 

Urteil vom 22. April 
2026, III R 7/24 
Zum Urteil. 

Urteil vom 07. Mai 2026, 
V R 15/24 
Zum Urteil. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610138/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610139/
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Rechtsprechung im Blog 
Erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 
des Hessischen Grundsteuergesetzes hinsichtlich 
übergroßer Grundstücke im Außenbereich 

Das Hessische Finanzgericht hat entschieden, dass das im 
Zuge der Neuregelung des Hessischen Grundsteuergesetzes 
(HGrStG) eingeführte Flächen-Faktor-Modell bei der Anwen-
dung auf übergroße Grundstücke im Außenbereich erhebli-
chen verfassungsrechtlichen Zweifeln begegnet und gewährte 
im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes eine (teilweise) 
Aussetzung der Vollziehung. 

Hintergrund 

Im Zuge der Grundsteuerreform hat Hessen von der Länderöffnungsklausel des 

Grundgesetzes Gebrauch gemacht und ein eigenes Flächen-Faktor-Modell einge-

führt. Im Gegensatz zum Bundesmodell knüpft das HGrStG nicht an den Grund-

stückswert an, sondern leitet den Grundsteuermessbetrag im Wesentlichen aus den 

Grundstücks- und Gebäudeflächen ab. Die Neuregelung des HGrStG orientiert sich 

hierbei am Äquivalenzprinzip, welches die Möglichkeit der Inanspruchnahme kom-
munaler Infrastruktur besteuern soll und nicht den Verkehrswert eines Grundstücks. 

Bei übergroßen Grundstücken im Außenbereich – wie z. B. Golfplätzen, Freizeit- 

oder anderen großflächigen Anlagen – kann die lineare Anknüpfung des HGrStG an 

die Grundstücksfläche zu einer erheblichen Steuerbelastung führen. Aus diesem 

Grund enthält § 7 Abs. 2 Satz 5 HGrStG für im Außenbereich belegene Grundstü-

cke eine typisierende Sonderregelung, nach der für Grundstücke im Außenbereich 

zehn Prozent des durchschnittlichen Bodenrichtwerts anzusetzen sind. Durch die-

sen Ansatz soll berücksichtigt werden, dass Grundstücke im Außenbereich regel-

mäßig in geringerem Maße von kommunaler Infrastruktur profitieren im Gegensatz 

zu im Innenbereich belegenen Grundstücken. 
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Fundstelle 
Hessisches Finanzgericht, 

Beschluss vom 21. Mai 

2026 (3 V 1420/24); vgl. 

die Pressemitteilung vom 

16. Juli 2026, die Be-

schwerde wurde zugelas-

sen, über die Einlegung 

ist noch nichts bekannt. 
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Sachverhalt 

Gegenstand des Rechtsstreits war die Frage, ob die Ausgestaltung des hessischen 

Grundsteuermodells für im baurechtlichen Außenbereich belegene Grundstücke, 

insbesondere der Ansatz und die Ermittlung des Bodenrichtwerts, den verfassungs-

rechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes entspricht. Die Antragstellerin ist Eigentü-

merin eines verpachteten Grundstücks, auf dem sich ein Golfplatz befindet. Im 

Wege des einstweiligen Rechtsschutzes wandte sie sich gegen die Festsetzung 

des Grundsteuermessbetrags auf den 1. Januar 2022, da sie den angesetzten Bo-

denrichtwert für deutlich überhöht hielt und machte den Ansatz eines niedrigeren 

Wertes geltend. Der Antragsgegner vertrat dagegen die Auffassung, dass das hes-

sische Flächen-Faktor-Modell ein wertunabhängiges Besteuerungssystem darstelle, 

welches den Nachweis eines niedrigeren Grundstückswerts nicht zulasse. Insoweit 

sei das System auch verfassungskonform. 

Richterliche Entscheidung 

Das Hessischen Finanzgericht hielt es für ernstlich zweifelhaft, ob § 7 Abs. 2 Sätze 

1 und 5 HGrStG mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben des allgemeinen Gleich-

heitssatzes nach Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) sowie der Eigentumsgaran-

tie des Art. 14 Abs. 1 GG vereinbar sind. 

Der Gesetzgeber verfüge zwar bei der Ausgestaltung eines wertunabhängigen Flä-

chen-Faktor-Modells über einen weiten Gestaltungs- und Typisierungsspielraum. 

Allerdings reiche die pauschale Halbierung des Flächenbetrags bei übergroßen, im 

baurechtlichen Außenbereich belegenen Grundstücken nicht aus, um deren einge-

schränkte Nutzungsmöglichkeit kommunaler Infrastruktur angemessen zu berück-

sichtigen. 

Das Gericht erachtete es insbesondere als problematisch, dass die Neuregelung 

weder eine weitere Flächendegression noch eine spezielle Härtefallregelung für 

atypische Grundstücke vorsehe. Insoweit drohe - nach der im einstweiligen Rechts-

schutz gebotenen summarischen Prüfung - eine verfassungsrechtlich nicht zu 

rechtfertigende Übermaßbesteuerung, da Eigentümer übergroßer, im Außenbereich 

gelegener Grundstücke insoweit nicht in demselben Maße von kommunaler Infra-

struktur profitieren könnten wie Eigentümer von Grundstücken im Innenbereich. 
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Nach Auffassung des Gerichts überwog daher im zu entscheidenden Einzelfall das 

Aussetzungsinteresse der Antragstellerin das öffentliche Vollzugsinteresse des Fis-

kus. Insbesondere betreffe die Entscheidung nur eine kleine Fallgruppe, die keine 

erheblichen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte erwarten ließe. 

Die Beschwerde zum Bundesfinanzhof wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung 

zugelassen. 

Hinweis 

Nach Auffassung des 3. Senats des Hessischen Finanzgerichts bildet das hessi-

sche Grundsteuermodell in vorstehenden Fällen die – aufgrund des Äquivalenzprin-

zips geforderte – tatsächliche Möglichkeit der Inanspruchnahme kommunaler Infra-

struktur jedoch nicht mehr realitätsgerecht ab. Anders als Eigentümer großer 

Grundstücke im Innenbereich könnten Eigentümer derartiger Außenbereichsflächen 

ihre Nutzung regelmäßig auch nicht durch eine intensivere Bebauung oder Nutzung 

beeinflussen, da sie insoweit den bauplanungsrechtlichen Beschränkungen des 

baurechtlichen Außenbereichs unterliegen. 

Im Gegensatz zur vorstehenden Sonderkonstellation übergroßer, im baurechtlichen 

Außenbereich gelegener Grundstücke erachtete der 3. Senat des Hessischen Fi-
nanzgerichts die Neuregelung des HGrStG hingegen bereits im Januar 2025 im 

Grundsatz für verfassungsgemäß (siehe unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung zur neuen Grundsteuer in 
Niedersachsen 

Das Niedersächsische Finanzgericht hält das im Jahr 2021 neu 
gefasste Grundsteuergesetz des Landes nicht für verfassungs-
widrig. Das hat der 1. Senat des Gerichts am 18. Juni 2026 in 
Hannover entschieden. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/247611/landesgrundsteuergesetz-hessen-ist-verfassungsmaessig/
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Hintergrund 

Hintergrund für das neue Niedersächsische Grundsteuergesetz ist eine Reform der 

Grundsteuer, die nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus 

dem Jahr 2018 erforderlich wurde. Der Bundesgesetzgeber hat die Neuerungen im 

November 2019 durch das „Grundsteuerreformgesetz“ umgesetzt. 

Für die Ermittlung des Grundsteuerwertes für Wohngrundstücke sind nach dem 

Bundesmodell neben der Grundstücks- und Wohnfläche der Bodenrichtwert sowie 

die Gebäudeart und das Baujahr des Gebäudes mit den Verhältnissen zum 1. Ja-

nuar 2022 von Bedeutung. 

Dieses Bundesmodell findet in Niedersachsen für die Bewertung des Grundvermö-

gens („Grundsteuer B“) jedoch keine Anwendung. Denn das Land Niedersachsen 

hat ein eigenes Grundsteuermodell durch das im Jahr 2021 erlassene Niedersäch-

sische Grundsteuergesetz geschaffen. 

Das in Niedersachsen angewandte Modell wird auch als „Flächen-Lage-Modell“ be-

zeichnet. Bei diesem wird im Gegensatz zu einem rein wertorientierten Modell die 

Grundsteuer anhand der Fläche eines Grundstücks und Gebäudes berechnet, er-

gänzt um einen Lage-Faktor, der die Lagequalität des Grundstücks berücksichtigt. 

Dabei wird zunächst für die Fläche des Grund- und Bodens und für die Gebäudeflä-

chen (Wohn- und Nutzflächen) durch das Finanzamt eine wertunabhängige Äquiva-

lenzzahl festgestellt. Die Summe der so festgestellten Äquivalenzzahlen wird dann 

mit einem Lage-Faktor multipliziert und ergibt den Grundsteueräquivalenzbetrag. 

Über diesen ergeht durch das zuständige Finanzamt ein sogenannter Grundlagen-

bescheid. 

Die Grundsteueräquivalenzbeträge werden dann mit der Grundsteuermesszahl 
multipliziert und ergeben den Grundsteuermessbetrag, über welchen die Finanzäm-

ter ebenfalls einen entsprechenden Bescheid erlassen. Dieser bildet die Grundlage 

für die durch die jeweilige Gemeinde anzuwendenden Grundsteuerhebesätze und 

damit für die Berechnung der zu zahlenden Grundsteuer. 

Bei dem Niedersächsischen Finanzgericht sind derzeit noch rund 80 Klagen gegen 

Bescheide über die Grundsteueräquivalenzbeträge und gegen Bescheide über den 

Grundsteuermessbetrag nach dem neuen Grundsteuermodell in Niedersachsen an-

hängig. 

Fundstelle 
Niedersächsisches Fi-

nanzgericht, Urteil vom 
18. Juni 2026 (1 K 38/24); 

vgl. die Pressemitteilung 

vom 18. Juni 2026, die 

Revision wurde zugelas-

sen, über die Einlegung 

ist noch nichts bekannt. 
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Entscheidung des Gerichts: keine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht 

Im Musterverfahren 1 K 38/24 wies das Gericht die Klage einer Grundstückseigen-

tümerin ab. Diese war der Meinung, das neue Niedersächsische Grundsteuerge-

setz sei aus mehreren Gründen verfassungswidrig. Insbesondere werde ihre Ge-

werbeimmobilie gegenüber anderen Grundstücken durch das neue Flächen-Lage-

Modell überproportional besteuert. 

Das Gericht folgte dem nicht. Die Richterinnen und Richter sind von der Verfas-

sungswidrigkeit des Niedersächsischen Grundsteuergesetzes nicht überzeugt. Da-

her war keine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht geboten. Daneben habe 

das beklagte Finanzamt die Regelungen des Gesetzes zutreffend angewendet. 

Im Rahmen der Urteilsbegründung stellte das Gericht heraus, dass der Gesetzge-

ber bei der Wahl und Ausgestaltung der Besteuerung einen großen Gestaltungs-

spielraum habe. Zudem dürfe er sich dabei am Regelfall orientieren, Pauschalierun-

gen und Typisierungen seien zulässig. Es müsse nicht jede Besonderheit des Ein-

zelfalls im Gesetz abgebildet werden. Ferner könne Praktikabilitätserwägungen der 

Vorrang vor Ermittlungsgenauigkeit gegeben werden, damit das Besteuerungsver-

fahren handhabbar bleibe. 

So sei hier ein Verstoß gegen den in Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes verankerten 

Gleichheitssatz nicht gegeben. Es sei nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber 

mit dem Flächen-Lage-Modell das Äquivalenzprinzip als Belastungsgrund der 

Grundsteuer verwende. 

Nach diesem Äquivalenzprinzip erhalten die Gemeinden die Erträge der Grund-

steuer für den Nutzen, den die Grundstückseigentümer in Form von gemeindlicher 

Infrastruktur sowie von Leistungen der allgemeinen Daseinsvorsorge ziehen kön-

nen. 

Das Flächen-Lage-Modell stelle im ersten Schritt auf die Grundstücksfläche und bei 

bebauten Grundstücken zusätzlich auf die Gebäudefläche ab. Es leuchte ein, dass 

mit größerer Grundstücksfläche und größerer Gebäudefläche davon auszugehen 

sei, dass auch mehr Bewohner, Kunden und Beschäftigte das gemeindliche Infra-

strukturangebot nutzen. 

Die Berücksichtigung eines Lage-Faktors führe ebenfalls nicht zur Verfassungswid-

rigkeit. Um die Qualität der Lage zu beurteilen, wird zur Ermittlung des Lagefaktors 
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der Bodenrichtwert für das Grundstück mit dem durchschnittlichen Bodenrichtwert 

in der Gemeinde verglichen. Bei einem über dem kommunalen Durchschnitt liegen-

den Wert erfolgt daher eine Erhöhung, bei einem darunterliegenden Wert eine Min-

derung des nach der Fläche ermittelten Werts eines Grundstücks. Dies begründe 
der Gesetzgeber zutreffend mit der Annahme, dass sich das kommunale Infrastruk-

turangebot zu einem gewissen Grad in den Grundstückspreisen und folglich in den 

daraus abgeleiteten Bodenrichtwerten niederschlage, so der 1. Senat des Nieder-

sächsischen Finanzgerichts. 

Es sei auch verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber für 

die Ermittlung des Lage-Faktors auf den Bodenrichtwert zurückgreife. Denn die 

Heranziehung von Bodenrichtwerten habe sich bereits in der Vergangenheit bei der 

Grundbesitzbewertung für steuerliche Zwecke bewährt. Zudem sei auch keine an-

dere Bodenwertermittlung ersichtlich, die zu genaueren Ergebnissen führen würde, 

zugleich aber im Massenverfahren der Grundstücksbewertung mit einem vertretba-
ren Aufwand handhabbar bliebe. 

Den Einwendungen der Klägerin gegen die einzelnen Komponenten zur Berech-

nung des Lage-Faktors ist der Senat nicht gefolgt. Vielmehr sei es dem Gesetzge-

ber mit der für die Ermittlung des Lage-Faktors gewählten Formel gelungen die La-

gequalität mit der Wertrelation des Bodenrichtwerts des einzelnen Grundstücks im 

Vergleich zum durchschnittlichen Bodenrichtwert der Gemeinde in geeigneter 

Weise typisierend abzubilden. 

Die Begünstigung der Wohnnutzung, durch eine auf 70% ermäßigte Grundsteuer-

messzahl gegenüber Nichtwohnnutzung (z.B. gewerbliche Nutzung) erachtet der 

Senat außerdem für gerechtfertigt. Der Gesetzgeber verfolge damit verfassungs-

rechtlich zulässig das Ziel der Förderung des Wohnens. 

Die Anwendung unterschiedlicher Äquivalenzzahlen von 0,04 €/qm bei Grundstü-

cken und 0,50 €/qm bei Gebäuden sei von dem dem Gesetzgeber zustehenden 

Gestaltungsspielraum gedeckt, auch wenn die Zahlen nicht empirisch hergeleitet 

worden seien. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) wegen grundsätzlicher Be-

deutung der Rechtssache zugelassen. 
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Business Meldungen 

Steuerbefreiung für Post-Universaldienstleistungen 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) hat einen Referenten-

entwurf vorgelegt, der im Wege einer Änderung des Postgesetzes (PostG) den An-

wendungsbereich der Umsatzsteuerbefreiung in Hinblick auf Universalpostdienste 

anpassen soll. 

 

 

Mehr dazu 
Den Beitrag finden Sie 

hier.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/256125/steuerbefreiung-fuer-post-universaldienstleistungen/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/256125/steuerbefreiung-fuer-post-universaldienstleistungen/
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Service 

 

NIS-2 Beyond Compliance 
Webcast, 02.09.2026 

Wir freuen uns auf Sie! 

Zum Seminar Terminplaner 

 

 

PwC Veranstaltungssuche 
Alle aktuellen Veranstaltungen finden Sie in der 

PwC Veranstaltungssuche. 

Veranstaltungssuche Veranstaltungen 

 

 

Noch Fragen? 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder 

senden Sie eine E-Mail. 

E-Mail senden Noch Fragen? 

Redaktion 

Für Ihre Fragen, Hinweise und Anmerkungen zum Newsletter stehen Ihnen unsere 

Ansprechpartner aus der Redaktion gern zur Verfügung.  

Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH 

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 

Tel.: +49 171 7603269 

gabriele.nimmrichter@pwc.com 

 Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH 

Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 

Tel.: +49 171 5503930 

gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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https://www.pwc-events.com/NIS2
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
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Datenschutz 

Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der 

Grundlage Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen.  

Wenn Sie den PDF-Newsletter „steuern + recht aktuell“ bestellen oder abbestellen 

möchten, senden Sie bitte eine leere E-Mail mit der Betreffzeile „Bestellung“ bzw. 

„Abbestellung“ an folgende Adresse: adresse@pwc.com  

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung einschlägiger Probleme 
greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. 
Teile dieser Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den 
Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen 
Autoren wieder. 

© Juli 2026 PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten. 
„PwC“ bezeichnet in diesem Dokument die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
die eine Mitgliedsgesellschaft der PricewaterhouseCoopers International Limited (PwCIL) ist. Jede der Mit-
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www.pwc.de 

mailto:adresse@pwc.com?subject=Bestellung

	Neues aus Gesetzgebung und Finanzverwaltung
	Evaluierung der EU-Dual-Use-Verordnung

	Aktuelle Rechtsprechung
	Kein Verbrauch der Erstausbildung durch Ausbildung zum Rettungssanitäter
	Vorsteuerabzug aus Beratungskosten zur Geltendmachung von Schadensersatz

	Rechtsprechung im Blog
	Erhebliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Hessischen Grundsteuergesetzes hinsichtlich übergroßer Grundstücke im Außenbereich
	Entscheidung zur neuen Grundsteuer in Niedersachsen
	Business Meldungen

	Service
	Redaktion
	Datenschutz

	Terminplaner
	Veranstaltungen
	Noch Fragen?

